
   

Parlamentssitzung 16. Januar 2008 Traktandum 6 

0827 Motion (Grüne) 
"Möglichkeit zur Aufhebung der Parkplatz-Ersatzabgabepflicht" 
Beantwortung; Direktion Planung und Verkehr 

Vorstosstext 

Der Gemeinderat wird beauftragt, Art. 35 des Baureglements in folgendem Sinne zu ergänzen 
oder Art. 36 (Parkplatzreglement) auszuarbeiten:  
Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer, welche sich verpflichten, auf ihren Grundstücken 
nur autofreie Nutzungen zuzulassen, dürfen von der Mindestanzahl für Fahrzeugabstellplätze 
ihren Bedürfnissen entsprechend abweichen.  
Die Verpflichtung ist durch öffentlichrechtliche Eigentumsbeschränkung oder auf andere geeig-
nete Weise (z. B. durch einen Grundbucheintrag) dauerhaft zu sichern.  

Begründung 

Zum einen bestraft eine generelle Vorschrift für eine Mindestanzahl Fahrzeugabstellplätze jene, 
die autofrei wohnen oder leben, weil sie aufgrund dieser Vorschrift trotzdem die Kosten für das 
Erstellen von Fahrzeugabstellplätzen tragen müssen.  
 
Diese Benachteiligung der autofreien Wohn- und Wirtschaftsweise widerspricht dem Ziel einer 
Senkung der Luftverschmutzung, der Lärmemissionen und des CO2-Austosses. 
 
Zum anderen stellt die generelle Vorschrift für eine Mindestanzahl Fahrzeugabstellplätze einen 
ungerechtfertigten Eingriff in den Markt dar, indem verhindert wird, dass die Nachfrage für auto-
freies Wohnen oder Wirtschaften befriedigt werden kann.  
 
Deshalb macht es sowohl ökologisch als auch ökonomisch Sinn, dass Grundeigentümerinnen 
und Grundeigentümer, welche sich verpflichten, auf ihren Grundstücken nur autofreie Nutzun-
gen zuzulassen, von der staatlich verordneten Mindestzahl an Parkplätzen abweichen können.  
 
Die Erfahrungen realisierter autofreier Gebiete zeigen, daß das Vorurteil "die Bewohner von 
autofreien Siedlungen kaufen sich alle später ein Auto und parken dann die Umgebung zu" in 
der Praxis nicht in nennenswertem Umfang auftritt. Es ist eher das Gegenteil der Fall: Bei einer 
autofreien Siedlung in Hamburg wird selbst die reduzierte Anzahl an Stellplätzen nicht voll aus-
genutzt, so dass diese Stellplätze teilweise von Leuten aus der (autobesitzenden) Umgebung 
benutzt werden!  

Eingereicht 
22. Juli 2008 

Unterschrieben von 2 Parlamentsmitgliedern 
Jan Remund, Hansueli Pestalozzi 
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Antwort des Gemeinderates 

1. Rechtlicher Rückblick 

1.1. Kanton 

Zum Zeitpunkt der Ortsplanungsrevision im Jahr 1993 galt folgende kantonale Regelung: Bau-
verordnung (BauV) vom 6. März 1985, zur Parkierung insbesondere Art. 49 ff. Inhaltlich regelte 
Art. 50 BauV die Anzahl der notwendigen Parkplätze in Abhängigkeit von der Wohnungsgrösse. 
Die Befreiung von der Erstellungspflicht war unter bestimmten Kriterien möglich. 
 
Kurz nach der Gültigkeit des Könizer Baureglementes vom 1. Januar 1994 wurde durch den 
Kanton am 29. Juni 1994 die Parkplatzverordnung für lufthygienische Massnahmenplangebiete 
(PPV) mit Güteklasseplan erlassen. Hier ist die PPV nicht von Belang, da sie nur die Parkplätze 
für Gewerbe/Industrie regelte. Für Wohnungen galt nach wie vor die oben erwähnte BauV. 
 
Die Parkplatzverordnung wurde am 22. Dezember 1999 aufgehoben und durch neue Fassung 
der Art. 49-54a BauV ersetzt. In den Übergangsbestimmungen dazu (Anhang Bauverordnung) 
wird bestimmt, dass Gemeindereglemente, die den (neuen) Parkplatzbestimmungen widerspre-
chen, innert 3 Jahren anzupassen sind. Nach Ablauf dieser Frist verlieren widersprechende 
Vorschriften ihre Gültigkeit (Quelle: Sammlung bau- und planungsrechtliche Erlasse des Kan-
tons Bern, Ausgabe 2002, Teil 3: Bauverordnung, Seite 50). 

1.2. Gemeinde 

Im Baureglement 1994 ist die Parkierung in Art. 34 ff. geregelt. In Art. 36 wird der Erlass eines 
Reglementes über die Anlage von Abstellplätzen und die Ersatzabgabe verlangt. 
 
Im Verlauf des Jahres 1996 hat die Verwaltung die Ausarbeitung des gemeindeeigenen Regle-
mentes an die Hand genommen. Nach der internen Vernehmlassung und der kantonalen Vor-
prüfung entstand ein Entwurf des Reglementes zur Erstellung privater Parkplätze. Neben dem 
Baureglement stützte es sich insbesondere auf die Parkplatzverordnung. Der Entwurf wurde am 
4. November 1998 dem Gemeinderat vorgelegt. Der Parkplatzbedarf zu Wohnungen war unab-
hängig von der Wohnungsgrösse bestimmt (1 PP pro Wohnung), mit freiwilliger Erhöhungsmög-
lichkeit bei EFH und MFH. 
 
Die Möglichkeit der Befreiung von der Parkplatzerstellungspflicht zu Wohnungen war vorhan-
den. 
 
Eine Ersatzabgabe war zwar vorgesehen, aber nur für Gewerbe/Industrie, nicht für Wohnungen. 
 
Da der Gemeinderat auf eine dichte Regelung verzichten und insbesondere keine Ersatzabga-
be einführen wollte, hat er auf die Weiterverfolgung des Projektes, d. h. auf die Vorlage des 
Reglementes an den Grossen Gemeinderat verzichtet. 
 
Angeordnet wurde nur die Überarbeitung des Merkblattes des Bauinspektorates vom Februar 
1995 zur Parkplatzerstellungspflicht zu Wohnbauten. Darauf konnte jedoch verzichtet werden, 
da mit der Regelung vom 22. Dezember 1999 die kantonale Bauverordnung die Parkplatzerstel-
lungspflicht neu abschliessend regelte. 
 

2. Rechtliche Lage 

Grundsätzlich sind die Gemeinden berechtigt, über Anlage und Gestaltung von Parkplätzen 
besondere Bestimmungen zu erlassen (Kommentar Zaugg/Ludwig, Nota 23 zu Art. 18 Bauge-
setz). Die Möglichkeit der Reduktion muss im Baureglement oder in einer Überbauungsordnung 
verankert werden. Die Massnahme an sich hebt die grundsätzliche Parkplatzpflicht nicht auf, 
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die Bauherrschaft wird aber unter Bezugnahme auf Art. 55 BauV von der Parkplatzpflicht be-
freit. Art. 55 BauV sieht die Befreiungsmöglichkeit schon heute vor, allerdings ist der Wunsch 
nach autofreiem Wohnen kein darin erwähntes Kriterium. 
 

3. Heutige Situation 

3.1. Überbauungen 

Die allenfalls reduzierte Parkplatzpflicht wird in den Überbauungsordnungen geregelt. Bei grö-
sseren Überbauungen mit Einstellhallen – sei es mit einer UeO oder nach Regelbauweise – 
wird die Zuteilung der konkreten Parkplätze an die Mieter bzw. Stockwerkeigentümer durch die 
Verwaltung weder beeinflusst noch kontrolliert. Demnach ist in bestimmten Fällen ein autofreies 
Wohnen schon heute möglich, allerdings muss die Mindestzahl der zu erstellenden Parkplätze 
der BauV oder der UeO entsprechen. 

3.2. Einzelbauvorhaben 

Gesuche um Reduktion der Parkplatzpflicht kommen äusserst selten vor: Gemäss Statistik des 
Bauinspektorates über erteilte Ausnahmen wurden die letzten Gesuche im Jahr 1996 und 1997 
gestellt. Es handelte sich insgesamt um 4 Gesuche, 3 davon zu Wohnungen, 1 zum Gewerbe. 
Ein Wunsch nach autofreiem Wohnen war in keinem der Gesuche als Begründung aufgeführt. 
Den Begehren wurde jeweils entsprochen. 
 

4. Zum Begehren der Motionäre 

Vorweg: Die Motionäre gehen in der Betitlung und in der Begründung ihrer Motion davon aus, 
die autofrei wohnenden Personen hätten die Kosten für das Erstellen von Fahrzeugabstellplät-
zen zu tragen. Es wird damit angenommen, sie seien ersatzabgabepflichtig. Dies entspricht 
nicht der Wirklichkeit: Bei Befreiungen wurde nie eine Ersatzabgabe erhoben. Es liegt dafür 
auch keine gesetzliche Grundlage vor, da wie in Ziff 1.2 beschrieben, das dazu notwendige 
Reglement gem. Art. 36 BauR nicht erlassen wurde. 
 
Nach der bisherigen Praxis der Gemeinde mit Regelbauweise und mit der Möglichkeit, einen 
reduzierten Bedarf in den Überbauungsordnungen zu regeln besteht offenbar kein dringender 
Handlungsbedarf. 
 
Abzuwägen gilt auch die Tatsache, dass im Rahmen von Handänderungen und Mieterwechsel 
der Parkierungsbedarf ändern kann. Insbesondere kann sich das Nichtvorhandensein eines 
Parkplatzes auch als Vermietsbarkeitshemmnis herausstellen. 
 
Öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkung: Die Verpflichtung durch eine öffentlich-rechtliche 
Eigentumsbeschränkung (z. B. Nutzungsplan) oder andere geeignete Weise (z. B. Grundbuch-
eintrag) ist grundsätzlich möglich, in der Umsetzung jedoch nur schwierig anwendbar, resp. 
nicht überprüfbar. 
 
Eine Ausnahme von der Erstellungspflicht sollte nur möglich sein, wenn die notwendige Fläche 
für eine allfällige spätere Erstellung der Autoabstellplätze und die (aus dem autofreien Wohnen 
begründete) gesteigerte Wohn- sowie Aussenraumqualität nachgewiesen wird. 
 
Einem Gesuch um Befreiung von der Parkplatzpflicht kann demnach bereits heute (nach wie 
vor) entsprochen werden; dies ohne jegliche finanzielle Abgeltung. Da wie vorausgeführt das 
autofreie Wohnen kein gesetzliches Kriterium ist, ist dazu eine Ausnahmebewilligung des Ge-
meinderates erforderlich. 
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5. Stellungnahme des Gemeinderates 

5.1. Zu Überbauungsordnungen 

Der Gemeinderat wird die Planungsabteilung und die Abteilung Verkehr und Unterhalt beauftra-
gen, beim Erlass neuer Überbauungsordnungen den Sachverhalt "autofreies bzw. autoreduzier-
tes Wohnen" jeweils konkret zu prüfen, in Abhängigkeit des Angebots des öV, der sonstigen 
Erreichbarkeit und anderen noch festzulegenden Kriterien. 

5.2. Zum Baureglement 

Da offenbar ein rechtlicher Raum für gemeindespezifische Lösungen besteht, ist der Gemeinde-
rat bereit, eine neue Regelung im Baureglement zu prüfen. Dies kann nach umfassender recht-
licher Prüfung, welche den Rahmen dieser Antwort sprengt, anlässlich der angelaufenen 
Ortsplanungsrevision behandelt werden. Vor allem muss zuerst ein Parkraumkonzept ausgear-
beitet werden. Somit wird die Regelung den politischen Willensbildungsweg beschreiten. Die 
Planungsabteilung wird in diesem Sinne angewiesen, die rechtlichen Möglichkeiten in Zusam-
menarbeit mit dem Rechtsdienst und dem Bauinspektorat zu prüfen und eine neue Regelung 
anlässlich der Ortsplanungsrevision vorzuschlagen. 

Antrag 

Der Gemeinderat beantragt dem Parlament, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Die Motion wird als Postulat erheblich erklärt. 

 
Köniz, 3. Dezember 2008 
 
Der Gemeinderat 

Beilagen 
− Art. 16 - 18 BauG 
− Art. 49 - 51 BauV 
− Art. 34 - 36 BauR 
− Kommentar Zaugg/Ludwig zu Art. 16 - 18 BauG, Nota 23 - 25 
 
 


















